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Kurz vor Redaktionsschluss notiert

OVG Berlin-Brandenburg 
hebt das Sanierungsgebiet 
„Dragoner-Areal“ auf
Der 10. Senat des Oberverwaltungsgerichts Berlin-
Brandenburg hat nach mündlicher Verhandlung am 
10. Januar 2023 - 10 A 03.17 -  das Sanierungsgebiet 
„Rathausblock“, besser bekannt als „Dragoner-Areal“, 
in Kreuzberg aufgehoben. Die Revision wurde nicht 
zugelassen. Damit wird erneut ein wichtiges Prestige-
projekt des Berliner Senats gestoppt. Es scheint, dass 
die juristische Expertise des Senats im Schwinden 
begriffen ist und ständig rechtliches Neuland betreten 
wird, das sich am Ende als Sumpf herausstellt.
Das Land Berlin war bei der Veräußerung des Drago-
ner-Areals durch die Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben (BImA) in einem europaweiten Bieterverfahren 
im Jahr 2014 nicht zum Zuge gekommen. Während 
fünf Bieter Angebote mit Kaufpreisen über 30 Mio. € 
boten, lagen die höchsten Gebote der beteiligten Ber-
liner Wohnungsbaugesellschaften bei 18 bis 20 Mio. €. 
Das Grundstück wurde 2015 für 36 Mio. € an die 
Dragonerhöfe GmbH aus Wien verkauft, die Genehmi-
gung zum Kaufvertrag aber auf Initiative des Landes 
Berlin im Bundesrat blockiert.
Nachdem sich die Rückabwicklung des Kaufvertrags 
verzögerte, beschloss das Land Berlin, ein Sanierungs-
gebiet für das Dragoner-Areal mit dem Ziel festzu-
legen, eine private Entwicklung des Grundstücks 
auszuschließen.
In der Normenkontrolle beanstandete das OVG Ber-
lin-Brandenburg, dass die Eigentümerinteressen im 
Rahmen der sanierungsrechtlichen Abwägung nicht 
hinreichend gewürdigt wurden. Anstelle des europa-
rechtskonform ermittelten Verkehrswerts von 36 Mio. € 
legte das Land Berlin seiner Abwägung einen durch 
beauftragte Gutachter benannten Verkehrswert von 
25 Mio. € zugrunde. Aufgrund dieses gravierenden 
Fehlers der Abwägung war die Sanierungsverordnung 
aufzuheben.
Die Klägerseite wurde von RA und FA für Verwaltungs-
recht Dr. Andreas Möller (Kanzlei von Trott zu Solz 
Lammek) vertreten.Gebundene Ausgaben unserer Zeitschrift

an Selbstabholer zu verschenken. Auch einzelne Jahrgänge (wenn 
vorhanden). Bitte schreiben Sie bei Interesse eine eMail an gev@
grundeigentum-verlag.de


